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28. Gesetz vom 9. Februar 2011, mit dem das Tiroler Abfallwirtschaftsgesetz geändert wird
29. Verordnung der Landesregierung vom 29. März 2011, mit der das Abfallwirtschaftskonzept geän-

dert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Artikel I

Das Tiroler Abfallwirtschaftsgesetz, LGBl. Nr. 3/2008,
wird wie folgt geändert:

1. Der Abs. 1 des § 1 hat zu lauten:
„(1) Dieses Gesetz gilt für alle Abfälle mit Ausnahme

der gefährlichen Abfälle.“
2. Die §§ 2, 3 und 4 haben zu lauten:

„§ 2
Begriffsbestimmungen

(1) Sperrmüll ist jener Siedlungsabfall, der wegen sei-
ner Größe oder Form nicht in die für die Sammlung des
Siedlungsabfalls auf den einzelnen Grundstücken be-
stimmten Müllbehälter eingebracht werden kann.

(2) Getrennt zu sammelnde Siedlungsabfälle sind
jene Siedlungsabfälle, die nach bundesrechtlichen Be-
stimmungen oder einer Verordnung der Landesregie-
rung getrennt vom restlichen Siedlungsabfall zu sam-
meln sind.

(3) Restmüll (gemischter Siedlungsabfall) ist jener
Siedlungsabfall, der nach der Trennung von den getrennt
zu sammelnden Siedlungsabfällen und dem Sperrmüll
verbleibt. Gemischte Siedlungsabfälle im Sinn des Euro-
päischen Abfallverzeichnisses gelten auch dann weiter-
hin als gemischte Siedlungsabfälle, wenn sie einem Be-
handlungsverfahren unterzogen worden sind, das ihre
Eigenschaften nicht wesentlich verändert hat.

(4) Sonstige Abfälle sind alle diesem Gesetz unter-
liegenden Abfälle mit Ausnahme der Siedlungsabfälle
wie betriebliche Produktionsabfälle, Abfälle aus dem
Bauwesen, Sandfanginhalte, Rückstände aus der Kanal-
reinigung, Straßenkehricht oder Altreifen.

(5) Biologisch verwertbare Abfälle sind Garten- und
Parkabfälle, Nahrungs- und Küchenabfälle aus Haus-
halten, aus dem Gaststätten- und Cateringgewerbe und

aus dem Handel sowie vergleichbare Abfälle aus Nah-
rungs-, Genuss- und Futtermittelverarbeitungsbetrie-
ben, aus der Land- und Forstwirtschaft und aus der Stra-
ßenerhaltung.

(6) Öffentlich ist eine Behandlungsanlage, deren
Standort und Einzugsbereich nach § 5 Abs. 4 lit. b fest-
gelegt sind.

§ 3
Feststellungsverfahren

(1) Bei Streitigkeiten darüber, welcher der im § 2
Abs. 1, bis 5 genannten Abfallarten ein Abfall zuzu-
ordnen ist, hat die Bezirksverwaltungsbehörde dies auf
Antrag des Abfallbesitzers oder der Gemeinde oder
von Amts wegen mit schriftlichem Bescheid festzu-
stellen.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat weiters auf
Antrag einer Gemeinde mit schriftlichem Bescheid fest-
zustellen, dass für Siedlungsabfälle oder bestimmte
Arten von Siedlungsabfällen eines Abfallerzeugers die
Verpflichtungen der Gemeinde nach § 14 Abs. 2 nicht
bestehen, wenn aufgrund der Anfallsmenge oder der
Abfuhrzeiten die Abfuhr durch die öffentliche Müll-
abfuhr nicht zweckmäßig ist und die Prinzipien der
Autarkie und der Nähe bei der Abfuhr des Restmülls
und des Sperrmülls dabei nicht verletzt werden.

(3) Die Behörde hat den Bescheid nach Abs. 2 samt
einer Kopie des Aktes unverzüglich an die Landesregie-
rung zu übermitteln. Unbeschadet des § 68 des Allge-
meinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 kann ein
Feststellungsbescheid von der Landesregierung inner-
halb von acht Wochen nach Einlangen abgeändert oder
aufgehoben werden, wenn

a) der dem Bescheid zugrunde liegende Sachverhalt
unrichtig festgestellt oder aktenwidrig angenommen
wurde oder

b) der Inhalt des Bescheides rechtswidrig ist.
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Die Zeit des Parteiengehörs ist nicht in die Frist ein-
zurechnen. 

§ 4
Ziele und Grundsätze

(1) Diesem Gesetz liegt folgende Hierarchie zu-
grunde:

a) Abfallvermeidung,
b) Vorbereitung zur Wiederverwendung,
c) Recycling,
d) sonstige Verwertung, beispielsweise energetische

Verwertung,
e) Beseitigung.
(2) Bei Anwendung der Hierarchie nach Abs. 1 sind

die ökologische Zweckmäßigkeit und technische Mög-
lichkeit zu berücksichtigen sowie, dass die dabei entste-
henden Mehrkosten im Vergleich zu anderen Verfahren
der Abfallbehandlung nicht unverhältnismäßig sind und
ein Markt für die gewonnenen Stoffe oder die gewon-
nene Energie vorhanden ist oder geschaffen werden
kann.

(3) Eine Abweichung von der Hierarchie nach Abs. 1
ist zulässig, wenn eine gesamthafte Betrachtung hin-
sichtlich der gesamten Auswirkungen bei der Erzeugung
und Verwendung eines Produktes sowie der Sammlung
und Behandlung der nachfolgend anfallenden Abfälle
bei bestimmten Abfallströmen unter Berücksichtigung
von Abs. 1 ergibt, dass eine andere Option das beste
Ergebnis unter dem Aspekt des Umweltschutzes er-
bringt.

(4) Nicht verwertbare Abfälle sind je nach ihrer Be-
schaffenheit durch biologische, thermische, chemische
oder physikalische Verfahren zu behandeln. Feste Rück-
stände sind reaktionsarm ordnungsgemäß abzulagern.

(5) Die Ausrichtung der Abfallwirtschaft hat in der
Weise zu erfolgen, dass unionsrechtliche Zielvorgaben,
insbesondere im Hinblick auf das Recycling, erreicht
werden.

(6) Die Abfallbewirtschaftung hat zu erfolgen:
a) ohne Gefährdung der menschlichen Gesundheit,
b) ohne Gefährdung von Wasser, Luft, Boden, Tieren

und Pflanzen,
c) ohne Schädigung der Umwelt,
d) ohne Verursachung von unzumutbaren Geräusch-,

Lärm- oder Geruchsbelästigungen,
e) ohne Beeinträchtigung des Orts- und Land-

schaftsbildes einschließlich Kulturgüter über das unver-
meidliche Ausmaß hinaus und

f) ohne Störung der öffentlichen Ordnung und Si-
cherheit.

(7) Für Abfälle, die in Behandlungsanlagen beseitigt
werden, sind die Entsorgungsautarkie und die Beseiti-
gung in einer der am nächsten gelegenen geeigneten
Anlagen anzustreben. Dies gilt auch für Behandlungs-
anlagen zur Verwertung von Rest- und Sperrmüll, der
von privaten Haushalten gesammelt worden ist, auch
wenn dabei Abfälle anderer Erzeuger eingesammelt
werden.“

3. Die §§ 5 und 6 haben zu lauten:

„§ 5
Abfallwirtschaftskonzept

(1) Die Landesregierung hat für das ganze Land ein
Raumordnungsprogramm nach § 7 des Tiroler Raum-
ordnungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, in der jeweils gel-
tenden Fassung zu erlassen, in dem die zur Verwirkli-
chung der Ziele und Grundsätze für die Abfallwirtschaft
nach § 4 erforderlichen Maßnahmen festzulegen sind.
Soweit einzelne Maßnahmen für das ganze Land oder
für Teile des Landes vordringlich sind, können vorläu-
fig nur jene Teile des Abfallwirtschaftskonzeptes erlas-
sen werden, die diese Maßnahmen enthalten.

(2) Das Abfallwirtschaftskonzept hat unionsrecht-
liche Verpflichtungen Österreichs sowie abfallwirt-
schaftliche Maßnahmen des Bundes zu berücksichtigen. 

(3) Der Erlassung des Abfallwirtschaftskonzeptes
hat eine Bestandsaufnahme vorauszugehen, die insbe-
sondere zu enthalten hat:

a) eine Analyse der aktuellen Situation der Abfall-
wirtschaft, wie etwa die Arten und die Mengen der in
Tirol anfallenden Abfälle, die voraussehbare Entwick-
lung des Anfalls von Abfällen sowie die bestehenden
Behandlungsanlagen und deren Einzugsbereiche,

b) erforderliche Maßnahmen für die Verbesserung
der Verwirklichung der Ziele nach § 4 Abs. 1.

(4) Im Abfallwirtschaftskonzept sind unter Berück-
sichtigung der geographischen Gegebenheiten des Lan-
des jedenfalls festzulegen:

a) unter Berücksichtigung der diesbezüglichen
bundesrechtlichen Vorschriften jene Abfälle, die zum
Zweck der Vorbereitung zur Wiederverwendung, zum
Recyceln und zur sonstigen Verwertung getrennt zu
sammeln sind,

b) die erforderlichen öffentlichen Behandlungsanla-
gen zur geordneten Behandlung oder Verbringung des
im Land anfallenden Restmülls und Sperrmülls sowie
die Standortbereiche und die Einzugsbereiche dieser
öffentlichen Behandlungsanlagen unter Bedachtnahme
auf die Art und Menge der anfallenden Abfälle sowie auf
die verkehrstechnischen Verhältnisse,
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c) die erforderlichen Grundflächen für die Errichtung
der nach lit. b festgelegten öffentlichen Behandlungs-
anlagen unter Bedachtnahme auf die geologischen, die
hydrogeologischen, die topographischen, die klimati-
schen und die sonstigen umweltrelevanten Verhältnisse.

§ 6
Verfahren zur Erlassung 

des Abfallwirtschaftskonzeptes

(1)Die Landesregierung hat den Entwurf eines Ab-
fallwirtschaftskonzeptes einer Umweltprüfung nach
dem Tiroler Umweltprüfungsgesetz, LGBl. Nr. 34/2005,
in der jeweils geltenden Fassung zu unterziehen.

(2) Der Entwurf eines Abfallwirtschaftskonzeptes ist
weiters der Kammer der Architekten und Ingenieur-
konsulenten für Tirol und Vorarlberg, der Kammer für
Arbeiter und Angestellte für Tirol, der Wirtschafts-
kammer Tirol, der Landeslandwirtschaftskammer, dem
Tiroler Gemeindeverband und der Stadt Innsbruck zur
Abgabe einer schriftlichen Stellungnahme zu übersen-
den. Für die Abgabe der Stellungnahme ist eine Frist von
acht Wochen einzuräumen. Die Übersendung des Ent-
wurfs an die genannten Stellen hat in einem mit der
Beteiligung der öffentlichen Umweltstellen am Um-
weltprüfungsverfahren nach § 6 des Tiroler Umwelt-
prüfungsgesetzes zu erfolgen.

(3) Die Landesregierung hat den Entwurf eines Ab-
fallwirtschaftskonzeptes mit den Festlegungen nach § 5
Abs. 4 lit. b den Eigentümern der von einer vorgesehe-
nen öffentlichen Behandlungsanlage betroffenen Grund-
stücken mit der Aufforderung zu übersenden, hierzu
binnen acht Wochen eine schriftliche Stellungnahme
abzugeben. Der Entwurf ist überdies in jenen Gemein-
den, in denen ein Standort für eine öffentliche Behand-
lungsanlage vorgesehen ist, sechs Wochen zur allgemei-
nen Einsicht im Gemeindeamt aufzulegen. Die Auf-
legung hat in einem mit der Beteiligung der Öffentlich-
keit am Umweltprüfungsverfahren nach § 6 des Tiroler
Umweltprüfungsgesetzes zu erfolgen. Die Auflegung
ist durch Anschlag an der Amtstafel der Gemeinde mit
dem Hinweis kundzumachen, dass Personen, die in der
Gemeinde ihren Hauptwohnsitz haben, und Rechtsträ-
ger, die in der Gemeinde eine Liegenschaft oder einen
Betrieb besitzen, innerhalb der Auflegungsfrist eine
schriftliche Stellungnahme an die Gemeinde abgeben
können. Die Landesregierung hat die Auflegung bei den
Gemeinden überdies im Boten für Tirol und in einem
täglich landesweit erscheinenden periodischen Druck-
werk mit demselben Hinweis zu verlautbaren. Die
Gemeinden haben die für die Auflegung des Entwurfs

erforderlichen Amtsräume zur Verfügung zu stellen und
die Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinde
durchzuführen sowie die schriftlichen Stellungnahmen
entgegenzunehmen und nach Ablauf der Auflegungs-
frist unverzüglich an die Landesregierung weiterzuleiten.

(4) Das Abfallwirtschaftskonzept ist auf der Inter-
netseite des Landes Tirol zu veröffentlichen.

(5) Ab dem Zeitpunkt der Auflegung des Entwurfs
eines Abfallwirtschaftskonzeptes mit den Festlegungen
nach § 5 Abs. 4 lit. b in der betreffenden Gemeinde darf
eine Baubewilligung für solche Bauvorhaben auf den
für eine öffentliche Behandlungsanlage vorgesehenen
Grundstücken nicht erteilt werden, die diesem Verwen-
dungszweck widerspricht. Bescheide, mit denen entge-
gen dieser Bestimmung die Baubewilligung erteilt wird,
leiden an einem mit Nichtigkeit bedrohten Fehler. Die
Bausperre tritt mit dem Inkrafttreten des Abfallwirt-
schaftskonzeptes, jedenfalls aber fünf Jahre nach dem
Beginn der Auflegung des Entwurfs, außer Kraft.

(6) Die im Abfallwirtschaftskonzept ausgewiesenen
Grundflächen für die Errichtung einer öffentlichen Be-
handlungsanlage sind in den Flächenwidmungsplänen
der betreffenden Gemeinden im Sinn des § 35 Abs. 2
des Tiroler Raumordnungsgesetzes 2006 ersichtlich zu
machen.

(7) Auf den im Abfallwirtschaftskonzept ausgewie-
senen Grundflächen für die Errichtung einer öffent-
lichen Behandlungsanlage ist nur die Errichtung von sol-
chen baulichen Anlagen, die dem betreffenden Verwen-
dungszweck nicht entgegenstehen, zulässig.“

4. Nach § 6 wird folgende Bestimmung als § 6a ein-
gefügt:

„§ 6a
Änderungen des Abfallwirtschaftskonzeptes

(1) Das Abfallwirtschaftskonzept ist zu ändern, so-
weit dies

a) durch eine Änderung der dem Abfallwirtschafts-
gesetz zugrunde liegenden Gegebenheiten im Hinblick
auf die Ziele und Grundsätze der Abfallbewirtschaftung
oder

b) aufgrund von unionsrechtlichen Verpflichtungen
Österreichs oder von abfallwirtschaftlichen Planungen
oder Maßnahmen des Bundes zur Vermeidung von Pla-
nungswidersprüchen

erforderlich ist.
(2) Das Abfallwirtschaftskonzept kann geändert

werden, wenn wichtige im öffentlichen Interesse gele-
gene Gründe vorliegen und die Änderung den Zielen
und Grundsätzen der Abfallbewirtschaftung nicht
widerspricht.



S T Ü C K  8, NR. 2852

(3) Der Entwurf über die Änderung des Abfallwirt-
schaftskonzeptes ist einer Umweltprüfung zu unterzie-
hen. Dies gilt nicht, wenn die Änderung geringfügig ist
und voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswir-
kungen zur Folge hat. Bei der Beurteilung der Erheb-
lichkeit der Umweltauswirkungen sind die Kriterien
nach Anhang II der Richtlinie 2001/42/EG zu berück-
sichtigen. Die Landesregierung kann durch Verordnung
nähere Bestimmungen darüber erlassen, unter welchen
Voraussetzungen Entwürfe über die Änderung des Ab-
fallwirtschaftskonzeptes keiner Umweltprüfung bedür-
fen. Insbesondere können Kriterien bestimmt werden,
bei deren Vorliegen eine Umweltprüfung für die Ände-
rung des Abfallwirtschaftskonzeptes keinesfalls erfor-
derlich ist. Dabei können auch Grenz- oder Schwellen-
werte festgelegt werden. 

(4) Für das Verfahren zur Änderung des Abfallwirt-
schaftskonzeptes gilt § 6 sinngemäß mit der Maßgabe,
dass

a) die Frist für die Abgabe der Stellungnahmen nach
§ 6 Abs. 2 zweiter Satz und nach § 6 Abs. 3 erster Satz
vier Wochen zu betragen hat,

b) die Verlautbarung der Auflegung nach § 6 Abs. 3
fünfter Satz unterbleiben kann.

(5) Unbeschadet des Abs. 1 ist das Abfallwirt-
schaftskonzept jedenfalls alle sechs Jahre dahin zu über-
prüfen, ob es den abfallwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen weiterhin entspricht.“

5. Im Abs. 1 des § 7 wird das Zitat „nach § 5 Abs. 3
lit. d“ durch das Zitat „nach § 5 Abs. 4 lit. c“ ersetzt.

6. § 8 hat zu lauten:
„§ 8

Förderungsmaßnahmen

Das Land Tirol hat als Träger von Privatrechten nach
Maßgabe der finanziellen Beteiligung der Europäischen
Union sowie der im Landesvoranschlag jeweils hierfür
vorgesehenen Mittel die Verwirklichung der Ziele nach
§ 4 Abs. 1 durch geeignete Maßnahmen, insbesondere
durch die Aufklärung der Bevölkerung und durch die
vorbildliche Besorgung von Aufgaben der Landesver-
waltung, zu fördern.“

7. § 9a wird aufgehoben.
8. Die §§ 10 bis 15 haben zu lauten:

„§ 10
Allgemeine Pflichten

Unbeschadet der bundesrechtlichen Vorschriften
müssen alle Abfälle nach den Bestimmungen dieses Ge-
setzes und der in seiner Durchführung erlassenen Ver-
ordnungen gesammelt und bereitgestellt, abgeführt
oder übergeben werden. 

§ 11
Sammlung und Abfuhr von Siedlungsabfällen

(1) Die Grundeigentümer bzw. die sonst hierüber
Verfügungsberechtigten haben dafür zu sorgen, dass

a) zur Sammlung des auf ihren Grundstücken anfal-
lenden Siedlungsabfalls die nach der Müllabfuhrord-
nung vorgeschriebenen Müllbehälter aufgestellt werden
und

b) die Müllbehälter zu den in der Müllabfuhrordnung
festgelegten Zeitpunkten am vorgeschriebenen Auf-
stellungsort zur Entleerung bereitgehalten werden.

(2) Die Abfallbesitzer haben dafür zu sorgen, dass
a) der Restmüll ausschließlich in die Restmüllbehäl-

ter eingebracht wird, 
b) die getrennt zu sammelnden Siedlungsabfälle in die

hierzu bestimmten Behältnisse eingebracht werden, 
c) die biologisch verwertbaren Abfälle in die hierzu

bestimmten Biomüllbehälter eingebracht werden, so-
weit sie nicht auf dem Grundstück des Erzeugers fach-
gerecht kompostiert oder, soweit dies nach anderen bun-
des- und landesrechtlichen Bestimmungen zulässig ist,
an Tiere verfüttert werden, und 

d) der Sperrmüll nach der Müllabfuhrordnung be-
reitgestellt wird.

(3) Sind Grundstücke nach § 14 Abs. 3 von der Ab-
holpflicht ausgenommen, so haben die Abfallbesitzer
selbst dafür zu sorgen, dass der auf diesen Grundstücken
anfallende Restmüll, getrennt zu sammelnde Siedlungs-
abfall, biologisch verwertbare Abfall und Sperrmüll zu
einer Sammelstelle nach § 15 Abs. 2 lit. b gebracht wird.

(4) Die Grundeigentümer bzw. die sonst hierüber Ver-
fügungsberechtigten haben das Betreten ihrer Grund-
stücke durch die Bediensteten der öffentlichen Müll-
abfuhr zum Zweck der Entleerung der Müllbehälter zu
dulden.

(5) Sind Gemeinden oder Teile von Gemeinden auf-
grund einer Verordnung nach § 14 Abs. 4 von der Ver-
pflichtung zur Abholung biologisch verwertbarer Ab-
fälle ausgenommen, so haben die Abfallbesitzer selbst
dafür zu sorgen, dass der anfallende biologisch verwert-
bare Abfall zu einer Sammelstelle nach § 15 Abs. 2 lit. b
gebracht wird.

§ 12
Sammlung und Übergabe

von sonstigen Abfällen

Die Erzeuger von sonstigen Abfällen haben dafür zu
sorgen, dass

a) jene verwertbaren sonstigen Abfälle, die zur Wie-
derverwendung vorbereitet, recycelt oder sonst verwer-
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tet werden können, dieser entsprechenden Verwertung
zugeführt oder einer entsprechenden Verwertungsan-
lage übergeben werden und

b) nicht verwertbare sonstige Abfälle einer entspre-
chenden Beseitigung zugeführt werden,

sodass die Interessen nach § 4 Abs. 6 nicht beein-
trächtigt werden.

§ 13
Behördliche Aufsicht

(1) Der Bürgermeister hat demjenigen, der Sied-
lungsabfall entgegen den Bestimmungen dieses Geset-
zes und der in seiner Durchführung erlassenen Verord-
nungen sammelt, behandelt, bereitstellt oder abführt,
die zur Herstellung des gesetzmäßigen Zustandes er-
forderlichen Maßnahmen aufzutragen. Bei Gefahr im
Verzug hat er die erforderlichen Maßnahmen auf Kosten
des Betreffenden sofort zu veranlassen.

(2) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat gegenüber
demjenigen, der sonstige Abfälle entgegen den Bestim-
mungen dieses Gesetzes und der in seiner Durchfüh-
rung erlassenen Verordnungen sammelt, behandelt, be-
reitstellt oder übergibt, nach Abs. 1 vorzugehen.

(3) Die Abfallbesitzer sind verpflichtet, den Organen
der Behörde die zur Überwachung der Einhaltung der
Bestimmungen dieses Gesetzes und der in seiner Durch-
führung erlassenen Verordnungen erforderlichen Aus-
künfte zu erteilen.

(4) Die Eigentümer von Grundstücken bzw. die sonst
hierüber Verfügungsberechtigten sind verpflichtet, den
Organen der Behörde die zur Überwachung der Ein-
haltung der Bestimmungen dieses Gesetzes und der in
seiner Durchführung erlassenen Verordnungen erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen und das Betreten ihrer
Grundstücke und der darauf befindlichen Anlagen zum
Zweck dieser Überwachung durch Organe der Behörde
zu dulden.

(5) Die Organe der Behörde haben einen Dienstaus-
weis mitzuführen und diesen dem Abfallbesitzer oder
dem Eigentümer des Grundstückes bzw. dem sonst hie-
rüber Verfügungsberechtigten auf dessen Verlangen
vorzuweisen. Die Organe der Behörde haben die Über-
wachung unter möglichster Schonung der Interessen der
Abfallbesitzer oder der Eigentümer der Grundstücke
bzw. der sonst hierüber Verfügungsberechtigten durch-
zuführen.

§ 14
Öffentliche Müllabfuhr

(1) Die Gemeinde hat zur Besorgung der Aufgaben
nach Abs. 2 eine öffentliche Müllabfuhr einzurichten
und Abfallberatung zu betreiben. Die Gemeinde kann

sich zur Besorgung dieser Aufgaben auch eines privaten
Unternehmens oder der öffentlichen Müllabfuhr einer
anderen Gemeinde bedienen oder zur Besorgung dieser
Aufgaben mit anderen Gemeinden einen Gemeindever-
band bilden.

(2) Durch die öffentliche Müllabfuhr sind folgende
Aufgaben entsprechend den Interessen nach § 4 Abs. 6
zu besorgen:

a) die Abholung des Siedlungsabfalls (Restmüll, ge-
trennt zu sammelnder Siedlungsabfall, biologisch ver-
wertbarer Abfall und Sperrmüll) von den Grundstücken,
auf denen er anfällt, soweit im Abs. 3 nichts anderes
bestimmt oder in einer Verordnung nach Abs. 4 nichts
anderes festgelegt ist,

b) die Bereitstellung einer ausreichenden Anzahl von
Sammelstellen für den Siedlungsabfall (Restmüll, ge-
trennt zu sammelnder Siedlungsabfall, biologisch ver-
wertbarer Abfall und Sperrmüll), soweit eine Ausnahme
von der Abholpflicht nach Abs. 3 oder aufgrund einer
Verordnung nach Abs. 4 besteht,

c) die Abfuhr des nach lit. a und b gesammelten Rest-
mülls und Sperrmülls zu jener öffentlichen Behand-
lungsanlage, in deren Einzugsbereich die Gemeinde
liegt,

d) die Abgabe der nach lit. a und b gesammelten ge-
trennt zu sammelnden Siedlungsabfälle an befugte Ent-
sorgungsunternehmen,

e) der Betrieb oder die Abfuhr zu einer biologischen
Verwertungsanlage für die nach lit. a und b gesammel-
ten biologisch verwertbaren Abfälle.

(3) Von der Abholpflicht nach Abs. 2 lit. a ausge-
nommen sind jene Grundstücke, bei denen aufgrund
ihrer Lage oder ihrer verkehrstechnischen Erschließung
die Abholung nur mit einem wirtschaftlich nicht ver-
tretbaren Aufwand möglich wäre. Von der Abholpflicht
sind weiters getrennt zu sammelnde Siedlungsabfälle
und Sperrmüll ausgenommen, soweit nach der Müllab-
fuhrordnung die Abfallbesitzer dafür zu sorgen haben,
dass sie zu den Sammelstellen gebracht werden.

(4) Die Landesregierung kann durch Verordnung ein-
zelne Gemeinden oder genau abgegrenzte Teile von
Gemeinden von der Verpflichtung zur Abholung bio-
logisch verwertbarer Abfälle ausnehmen, wenn die
Abholung nur mit einem unverhältnismäßig hohen wirt-
schaftlichen Aufwand möglich wäre und die Interessen
nach § 4 Abs. 6 nicht gefährdet werden.

§ 15
Müllabfuhrordnung

(1) Die Gemeinde hat unter Bedachtnahme auf die
Grundsätze nach § 4 und auf das Abfallwirtschaftskon-
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zept durch Verordnung eine Müllabfuhrordnung zu
erlassen.

(2) Die Müllabfuhrordnung hat jedenfalls zu ent-
halten:

a) die Festlegung jener Grundstücke, die nach § 14
Abs. 3 von der Abholpflicht ausgenommen sind,

b) die Festlegung der Sammelstellen nach § 14 Abs. 2
lit. b,

c) die Festlegung der Art, der Größe und der Anzahl
der für die Sammlung des Restmülls auf den einzelnen
Grundstücken zu verwendenden Restmüllbehälter, ihres
Aufstellungsortes für die Entleerung und der Zeit-
punkte ihrer Entleerung, wobei die Anzahl der Rest-
müllbehälter unter Bedachtnahme auf die Anzahl der in
einem Haushalt lebenden Personen bzw. auf die Art der
Betriebe festzulegen ist,

d) die Festlegung des Systems der Abholung des
Sperrmülls, wobei die Abholung mindestens einmal
jährlich zu erfolgen hat, soweit nicht Sperrmüll nach
§ 14 Abs. 3 von der Abholpflicht ausgenommen ist,

e) die Festlegung des Systems der getrennt zu sam-
melnden Siedlungsabfälle, und, sofern diese Abfälle in
gesonderten Behältnissen auf den einzelnen Grund-
stücken zu sammeln sind, der Abholung dieser Abfälle,

f) die Festlegung des Systems der Abholung der bio-
logisch verwertbaren Abfälle, sofern nicht aufgrund
einer Verordnung nach § 14 Abs. 4 eine Ausnahme von
der Verpflichtung zur Abholung biologisch verwert-
barer Abfälle besteht, sowie des Systems der Sammlung
saisonal anfallender Gartenabfälle und

g) Vorschriften über die Verwendung und die Reini-
gung der Müllbehälter.“

9. Nach § 15 wird folgende Bestimmung als § 15a ein-
gefügt:

„§ 15a
Eigentumsübergang

(1) Das Eigentum an Abfällen geht durch Zueignung
mit folgendem Zeitpunkt an die Gemeinde, den von ihr
oder vom Erzeuger sonstiger Abfälle mit der Abfuhr be-
auftragten Dritten, den Betreiber einer Behandlungsan-
lage oder den zur Rücknahme Verpflichteten über:

a) bei Abfällen, für die eine öffentliche Müllabfuhr
nach § 14 eingerichtet ist, mit ihrer Abholung bei dem
Grundstück, auf dem sie anfallen bzw. mit der Bereit-
stellung an der vorgesehenen Sammelstelle,

b) bei Abfällen, die nach § 12 zu sammeln und zu
übergeben sind, mit ihrer Abholung bei dem Grund-
stück, auf dem sie anfallen bzw. mit der Übergabe an
eine entsprechende Behandlungsanlage,

c) bei Abfällen, die aufgrund einer Rücknahmever-
pflichtung zurückgegeben werden, mit der Rücknahme
durch den dazu Verpflichteten.

Dies gilt nicht für im Abfall vorgefundene Wert-
gegenstände.

(2) Der Übergang des Eigentums bewirkt nicht den
Übergang der Haftung für Schäden, die bei der Abfuhr
oder Behandlung von Abfällen durch deren Einbringung
in hierfür nicht vorgesehene Abfallbehälter verursacht
worden sind.“

10. Im § 18 wird das Zitat „des Abfallwirtschafts-
gesetzes 2002“ durch das Zitat „des Abfallwirtschafts-
gesetzes 2002, BGBl. I Nr. 102, zuletzt geändert durch
das Gesetz BGBl. I Nr. 115/2009“ ersetzt.

11. Im Abs. 1 des § 19 wird in der lit. b das Zitat „zur
Aufrechterhaltung der ordnungsgemäßen Abfallbesei-
tigung in Tirol“ durch das Zitat „zur Aufrechterhaltung
der geordneten Behandlung oder Verbringung des in
Tirol anfallenden Restmülls und Sperrmülls“ ersetzt.

12. Im Abs. 1 des § 20 hat die lit. a zu lauten:
„a) als Abfallsammler (Übernehmer) die der Andie-

nungspflicht nach § 14 Abs. 2 lit. c unterliegenden Ab-
fälle nicht zu der öffentlichen Behandlungsanlage des
nach § 5 Abs. 4 lit. b festgelegten Einzugsbereiches ver-
bringt oder“

13. Im Abs. 2 des § 20 haben die lit. a, b und c zu
lauten:

„a) als Eigentümer eines Grundstücks bzw. als sonst
hierüber Verfügungsberechtigter den Verpflichtungen
nach § 11 Abs. 1 und § 13 Abs. 4 erster Satz nicht nach-
kommt,

b) als Abfallbesitzer den Verpflichtungen nach § 11
Abs. 2 und 3 und § 13 Abs. 3 nicht nachkommt,

c) als Abfallbesitzer von sonstigen Abfällen den Auf-
trägen nach § 13 Abs. 2 nicht nachkommt,“

14. Der Abs. 6 des § 20 hat zu lauten:
„(6) Im Fall des Abs. 2 lit. c gilt jener Ort, an dem die

sonstigen Abfälle entstehen, als Tatort.“
15. Im § 21 wird das Zitat „nach § 5 Abs. 4“ durch das

Zitat „nach § 6 Abs. 3“ ersetzt.
16. Nach § 21 wird folgende Bestimmung als § 21a

eingefügt: „§ 21a
Umsetzung von Unionsrecht

Mit diesem Gesetz werden folgende Richtlinien um-
gesetzt:

1. Richtlinie 2001/42/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über die Prüfung der Umweltaus-
wirkungen bestimmter Pläne und Programme, ABl.
2001 Nr. L 197, S. 30,
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2. Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates über Abfälle und zur Aufhebung
bestimmter Richtlinien, ABl. 2008 Nr. L 312, S. 3.“

Artikel II

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

Der Landtagspräsident:
van Staa

Der Landeshauptmann:
Platter

Das Mitglied der Landesregierung:
Gschwentner

Der Landesamtsdirektor:
Liener

29. Verordnung der Landesregierung vom 29. März 2011, mit der das Abfallwirtschafts-
konzept geändert wird

Aufgrund des § 5 des Tiroler Abfallwirtschaftsgeset-
zes, LGBl. Nr. 3/2008, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung, mit der ein Abfallwirtschaftskon-
zept erlassen wird, LGBl. Nr. 1/1993, zuletzt geändert
durch die Verordnung LGBl. Nr. 83/2008, wird wie folgt
geändert:

1. § 1 hat zu lauten:
„§ 1

Getrennt zu sammelnde Siedlungsabfälle

(1) Unbeschadet weitergehender Vorschriften in der
VerpackVO 1996, BGBl. Nr. 648, zuletzt geändert durch
die Verordnung BGBl. II Nr. 364/2006, sind Ver-
packungsabfälle aus Glas, Karton/Papier, Metall und
Kunststoff/Verbundstoff getrennt zu sammeln. 

(2) Unbeschadet weitergehender Vorschriften in der
Elektroaltgeräteverordnung, BGBl. II Nr. 121/2005,
zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl. II Nr.
496/2008, sind Elektro- und Elektronikaltgeräte ge-
trennt zu sammeln. 

(3) Zum Zweck der Vorbereitung zur Wiederver-
wendung, zum Recyceln oder zur sonstigen Verwertung
sind außerdem getrennt zu sammeln:

a) nicht der VerpackVO 1996 unterliegende Abfälle
aus Papier und Metall (Haushaltsschrott) sowie nicht
der Elektroaltgeräteverordnung unterliegende Abfälle
aus Metall (Haushaltsschrott),

b) Speisefette und -öle und
c) biologisch verwertbare Siedlungsabfälle.“
2. § 2 hat zu lauten:

„§ 2
Weitere getrennt 

sammelbare Siedlungsabfälle

Die Gemeinden können für Altholz, Flachglas, Alt-
reifen und Alttextilien entsprechend den örtlichen Ver-

hältnissen und in Abhängigkeit von den anfallenden
Mengen Sammelsysteme einrichten. Die gesammelten
Abfälle sind an befugte Behandler zu übergeben.“

3. § 3 hat zu lauten: 
„§ 3

Getrennt zu sammelnde sonstige Abfälle

Getrennt zu sammeln sind:
a) nicht der VerpackVO 1996 unterliegende Abfälle

aus Papier und Metall (Schrott) sowie nicht der Elektro-
altgeräteverordnung unterliegende Abfälle aus Metall
(Schrott),

b) Flachglas, Altholz und Altreifen und
c) biologisch verwertbare sonstige Abfälle.“
4. Nach § 3 wird folgende Überschrift eingefügt:

„ 2 .  A b s c h n i t t
Standort- und Einzugsbereiche 

von öffentlichen Behandlungsanlagen“

5. § 4 hat zu lauten:
„§ 4

Einzugsbereiche

In Tirol werden folgende Einzugsbereiche für Rest-
müll und Sperrmüll festgelegt:

a) Einzugsbereich 1 (Reutte): Dieser Einzugsbereich
umfasst das Gebiet sämtlicher Gemeinden des Bezirkes
Reutte;

b) Einzugsbereich 2 (West): Dieser Einzugsbereich
umfasst das Gebiet sämtlicher Gemeinden der Bezirke
Imst und Landeck;

c) Einzugsbereich 3 (Innsbruck): Dieser Einzugsbe-
reich umfasst das Gebiet der Stadt Innsbruck;

d) Einzugsbereich 4 (Mitte): Dieser Einzugsbereich
umfasst das Gebiet sämtlicher Gemeinden der Bezirke
Innsbruck-Land und Schwaz;

e) Einzugsbereich 5 (Ost): Dieser Einzugsbereich
umfasst das Gebiet sämtlicher Gemeinden der Bezirke
Kitzbühel und Kufstein;
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f) Einzugsbereich 6 (Lienz): Dieser Einzugsbereich
umfasst das Gebiet sämtlicher Gemeinden des Bezirkes
Lienz.“

6. § 5 hat zu lauten:
„§ 5

Standorte für öffentliche Behandlungsanlagen

Als Standorte für Anlagen zur geordneten Behand-
lung oder Verbringung des im Land anfallenden Rest-
mülls und Sperrmülls werden festgelegt:

a) im Einzugsbereich 1 die Gste. Nr. 809, 810, 811
und 818, GB 86031 Reutte;

b) im Einzugsbereich 2 das Gst. Nr. 1255, GB 80107
Roppen;

c) in den Einzugsbereichen 3 und 4 die Gste. Nr. 612/1,
614/2, 625, 626, 629, 630, 631, 632, 633, 634, 635, 636,
637, 706/1, 706/3, 707, 754/1, 754/5, 754/6 und 756, alle
GB 81134 Vill;

d) im Einzugsbereich 5
1. das Gst. Nr. 513/3, GB 83008 Kufstein, für die

Gemeinden Alpbach, Angath, Angerberg, Bad Häring,
Brandenberg, Brixlegg, Ellmau, Erl, Kirchbichl, Krams-

ach, Kufstein, Langkampfen, Mariastein, Niederndorf,
Niederndorferberg, Radfeld, Rattenberg, Reith im Alp-
bachtal, Scheffau am Wilden Kaiser, Schwoich, Söll,
Thiersee und Wildschönau (Behandlung),

2. das Gst. Nr. 513/3, GB 83008 Kufstein, für die
Gemeinden Breitenbach am Inn, Ebbs, Kundl, Münster,
Rettenschöss, Walchsee und Wörgl (Verbringung) und

3. das Gst. Nr. 4251/2, GB 82110 Oberndorf in Tirol,
für die Gemeinden des Bezirkes Kitzbühel;

e) im Einzugsbereich 6 das Gst. Nr. 763/4, GB 85017
Lavant.“

7. Der zweite Abschnitt (§§ 6 und 7) wird aufge-
hoben.

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Von der Verpflichtung nach § 5 lit. a sind der Rest-
müll und Sperrmüll, mit Ausnahme des Restmülls und
Sperrmülls der Marktgemeinde Reutte, insoweit ausge-
nommen, als diese Abfälle zulässigerweise in die Bun-
desrepublik Deutschland verbracht werden.

Der Landeshauptmann:
Platter

Der Landesamtsdirektor:
Liener
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